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I. Prämienzahlung 1. Erste oder einmalige Prämie

Die einmalige oder erste Prämie ist unverzüglich nach Zugang des Versicherungs-
scheins zu zahlen. Ist die einmalige oder erste Prämie bei Eintritt des Versicherungs-
falles nicht gezahlt, ist der Versicherer zur Leistung nicht verpflichtet, es sei denn, der 
Versicherungsnehmer hat die Nichtzahlung nicht zu vertreten. Allerdings ist der Ver- 
sicherer nur leistungsfrei, wenn er den Versicherungsnehmer durch gesonderte  
Mitteilung in Textform oder durch einen auffälligen Hinweis im Versicherungsschein  
auf diese Rechtsfolge der Nichtzahlung der Prämie aufmerksam gemacht hat.

Solange die einmalige oder erste Prämie nicht rechtzeitig gezahlt ist, ist der Versicherer 
zum Rücktritt vom gesamten Versicherungsvertrag berechtigt, es sei denn, der Ver- 
sicherungsnehmer hat die Nichtzahlung nicht zu vertreten.

2. Lastschriftverfahren

Ist vereinbart, dass der Versicherer die Prämien von einem Konto einzieht, gilt  
Folgendes:

Kann eine Einziehung aus Gründen, die der Versicherungsnehmer zu vertreten hat, 
nicht fristgerecht bewirkt werden oder widerspricht der Versicherungsnehmer einer  
berechtigten Einziehung, gilt die Prämie als nicht rechtzeitig gezahlt. Scheitert die 
Einziehung eines Betrags aus Gründen, die der Versicherungsnehmer nicht zu vertreten 
hat, gilt die Prämie erst dann als nicht rechtzeitig gezahlt, wenn der Versicherungs- 
nehmer nach schriftlicher Zahlungsaufforderung nicht innerhalb von zwei Wochen zahlt. 
Zu weiteren Einziehungsversuchen ist der Versicherer nicht verpflichtet.

II. Anzeigepflichten   1. Anzeige gefahrerheblicher Umstände 
   Bis zur Abgabe der Vertragserklärung hat der Versicherungsnehmer alle ihm bekannten  
   Gefahrumstände, die für den Entschluss des Versicherers, den Vertrag mit dem Ver- 
   sicherungsnehmer zu schließen, erheblich sind und nach denen der Versicherer in Text- 
   form gefragt hat, anzuzeigen.

2. Folgen einer Pflichtverletzung

Verletzt der Versicherungsnehmer die Pflicht zur richtigen und vollständigen Anzeige 
gefahrerheblicher Umstände, so kann der Versicherer vom Vertrag zurücktreten. Das 
gilt nicht, wenn der Versicherungsnehmer seine Anzeigepflicht weder vorsätzlich noch 
grob fahrlässig verletzt hat. In diesem Falle hat der Versicherer aber das Recht, den 
Vertrag unter Einhaltung einer Frist von einem Monat zu kündigen.

3. Rücktritt nach Eintritt des Versicherungsfalles

Im Falle eines Rücktritts nach Eintritt des Versicherungsfalles ist der Versicherer nicht 
zur Leistung verpflichtet, es sei denn, die Verletzung der Anzeigepflicht bezieht sich 
auf einen Umstand, der weder für den Eintritt oder die Feststellung des Versicherungs-
falles noch für die Feststellung oder den Umfang der Leistungspflicht des Versicherers 
ursächlich ist. Hat der Versicherungsnehmer die Anzeigepflicht arglistig verletzt, ist der 
Versicherer nicht zur Leistung verpflichtet.

III. Dauer des   1. Beginn und Ende des Versicherungsvertrages

 Der Versicherungsvertrag beginnt mit Abschluss des Versicherungsvertrages und  
 endet mit Ablauf der im Versicherungsschein bestimmten Vertragslaufzeitzeit (formelle  
 Versicherungsdauer). Eine automatische Verlängerung erfolgt nicht. Während der  
 formellen Versicherungsdauer verzichten beide Parteien zudem auf eine ordentliche  
 Kündigung des Vertrages. 
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2. Beginn und Ende des Versicherungsschutzes

 Der Versicherungsschutz beginnt und endet entsprechend den Angaben im Rahmen  
 des Versicherungsscheins (materielle Versicherungsdauer). Für die einzelnen Module  
 des Vertrages können insoweit unterschiedliche Zeiträume bestimmt sein.

IV. Gefahrerhöhung  1. Der Versicherungsnehmer darf nach Antragstellung ohne vorherige Zustimmung durch  
   den Versicherer keine Gefahrerhöhung vornehmen oder deren Vornahme durch Dritte  
   gestatten. Über dennoch vorgenommene oder gestattete Gefahrerhöhungen hat der  
   Versicherungsnehmer den Versicherer unverzüglich in Kenntnis zu setzen.

2. Eine Gefahrerhöhung liegt vor, wenn sich die zum Zeitpunkt der Vertragserklärung  
 durch den Versicherungsnehmer vorhandenen gefahrerheblichen Umstände so ändern,  
 dass dadurch der Eintritt des Versicherungsfalles oder die Vergrößerung des Schadens  
 wahrscheinlicher wird.

 Eine Gefahrerhöhung liegt insbesondere – aber nicht ausschließlich – vor, wenn

 · sich ein Umstand ändert, nach dem der Versicherer (z.B. im Angebotsfragebogen)  
  gefragt hat;

 · vereinbarte Sicherungen beseitigt oder vermindert werden oder in nicht  
  gebrauchsfähigem Zustand sind.

3. Nimmt der Versicherungsnehmer ohne vorherige Zustimmung durch den Versicherer  
 eine Gefahrerhöhung vor oder gestattet der Versicherer dies einem Dritten, so kann der  
 Versicherer den Versicherungsvertrag ohne Einhaltung einer Frist kündigen, es sei  
 denn, der Versicherungsnehmer hat seine Verpflichtung weder vorsätzlich noch grob  
 fahrlässig verletzt. Beruht die Verletzung seitens des Versicherungsnehmers auf ein- 
 facher Fahrlässigkeit, kann der Versicherer den Vertrag unter Einhaltung einer Frist  
 von einem Monat kündigen.

4. Tritt der Versicherungsfall nach einer vom Versicherungsnehmer vorgenommenen oder  
 gestatteten Gefahrerhöhung ein, ist der Versicherer von der Verpflichtung zur Leistung  
 frei, wenn der Versicherungsnehmer seine Verpflichtung vorsätzlich verletzt hat. Im Fall  
 einer grob fahrlässigen Verletzung ist der Versicherer berechtigt, seine Leistung in  
 einem der Schwere des Verschuldens des Versicherungsnehmers entsprechenden  
 Verhältnis zu kürzen. Die Beweislast für das Nichtvorliegen einer groben Fahrlässigkeit  
 trägt der Versicherungsnehmer.

5. Erkennt der Versicherungsnehmer nachträglich, dass er eine Gefahrerhöhung vor- 
 genommen oder gestattet haben, oder tritt die Gefahrerhöhung unabhängig von seinem  
 Willen ein, so ist der Versicherer von der Verpflichtung zur Leistung frei, wenn der Ver- 
 sicherungsfall später als einen Monat nach dem Zeitpunkt eintritt, zu dem der Ver- 
 sicherungsnehmer dem Versicherer die Anzeige hätten zustellen müssen. Dies gilt  
 nicht, wenn dem Versicherer die Gefahrerhöhung zu diesem Zeitpunkt bereits bekannt  
 war. Der Versicherer ist zur Leistung verpflichtet, wenn die Verletzung der Anzeige- 
 pflicht nicht auf Vorsatz beruhte. Bei grob fahrlässiger Verletzung ist der Versicherer  
 berechtigt, die Leistung in einem der Schwere des Verschuldens des Versicherungs- 
 nehmers entsprechenden Verhältnis zu kürzen. Für das Nichtvorliegen der groben  
 Fahrlässigkeit trägt der Versicherungsnehmer die Beweislast.
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V. (Teilweise)  1. Teilkündigung bei einer Obliegenheitsverletzung vor Eintritt des Versicherungsfalles

Verletzt der Versicherungsnehmer vorsätzlich oder grob fahrlässig eine der Obliegen-
heiten, die er gemäß den jeweiligen Modulen vor Eintritt des Versicherungsfalles 
gegenüber dem Versicherer zu erfüllen hat, so kann der Versicherer innerhalb eines 
Monats, nachdem er von der Verletzung Kenntnis erlangt hat, dieses Modul fristlos in 
Textform kündigen. In diesem Fall enden sämtliche dieses Modul betreffenden Verein-
barungen mit Zugang der Teilkündigung beim Versicherungsnehmer. Die Beweislast 
für das Nichtvorliegen von Vorsatz oder grober Fahrlässigkeit trägt der Versicherungs-
nehmer.

2. Teilkündigung nach Eintritt des Versicherungsfalles

 2.1. Nach dem Eintritt eines Versicherungsfalles in einem der vereinbarten Module  
  kann jede der Vertragsparteien dieses Modul kündigen. Die Kündigung ist in  
  Textform zu erklären. Die Kündigung ist nur bis zum Ablauf eines Monats seit  
  dem Abschluss der Verhandlungen über die Entschädigung zulässig.

 2.2. Der Versicherungsnehmer ist berechtigt, das Modul mit sofortiger Wirkung oder  
  zu jedem späteren Zeitpunkt bis zum Ablauf der Versicherungsperiode zu  
  kündigen.

 2.3. Eine Kündigung des Versicherers wird einen Monat nach ihrem Zugang beim  
  Versicherungsnehmer wirksam.

VI. Anzuwendendes  1. Anzuwendendes Recht

 Auf diesen Vertrag ist deutsches Recht unter Ausschluss des UN-Kaufrechts  
 anzuwenden.

2. Gerichtsstand für Klagen gegen den Versicherer

Klagen gegen den Versicherer aus dem Versicherungsvertrag können bei dem für den 
Geschäftssitz  der vertragsverwaltenden Niederlassung örtlich zuständigen Gericht 
erhoben werden. Für Klagen aus dem Versicherungsvertrag oder der Versicherungs-
vermittlung ist auch das Gericht örtlich zuständig, in dessen Bezirk der Versicherungs-
nehmer zur Zeit der Klageerhebung seinen Wohn- oder Geschäftssitz, in Ermangelung 
eines solchen seinen gewöhnlichen Aufenthalt, hat.

3. Gerichtsstand für Klagen des Versicherers

Für Klagen aus dem Versicherungsvertrag oder der Versicherungsvermittlung gegen 
den Versicherungsnehmer ist ausschließlich das Gericht örtlich zuständig, in dessen 
Bezirk der Versicherungsnehmer zur Zeit der Klageerhebung seinen Wohn- oder  
Geschäftssitz, in Ermangelung eines solchen seinen gewöhnlichen Aufenthalt, hat.

     Recht und Gerichts- 
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VII. Ansprechpartner 1. Anschrift- oder Namensänderung

Der Versicherungsnehmer ist verpflichtet, dem Versicherer Änderungen seiner  
Anschrift oder seines Namens unverzüglich mitzuteilen. Hat der Versicherungsnehmer 
eine Änderung dem Versicherer nicht mitgeteilt, genügt für eine Willenserklärung oder 
andere Mitteilungen, die dem Versicherungsnehmer gegenüber abzugeben sind, die 
Absendung eines eingeschriebenen Briefes an die letzte dem Versicherer bekannte 
Anschrift. Die Erklärung gilt drei Tage nach der Absendung des Briefes als zugegangen.

2.  Versicherer

 Hiscox SA 
 Niederlassung für Deutschland  
 Hauptbevollmächtigter für Deutschland: Robert Dietrich  
 Arnulfstr. 31 
 80636 München 

3.  Beschwerden / Verbraucherstreitbeilegung 

Die Zufriedenheit unserer Kunden steht für uns im Mittelpunkt. Sollten Sie dennoch 
einmal nicht zufrieden sein, wenden Sie sich bitte an Ihren Versicherungsvermittler oder 
auch gerne an uns. Dies gibt uns die Chance, für Sie eine Lösung zu finden.

Als Versicherer mit Sitz in Luxemburg unterliegt Hiscox SA der umfassenden Aufsicht 
durch die Versicherungsaufsicht des Großherzogtums Luxemburg, dem Commissariat 
aux Assurances (CAA), an das Sie sich im Falle einer Beschwerde unter folgender 
Anschrift wenden können:

Commissariat aux Assurances 
7, boulevard Joseph II, 
1840 Luxembourg 
Großherzogtum Luxembourg  
Tel.:  +352 22 69 11 - 1  
Fax:  +352 22 69 10  
E-Mail:   caa@caa.lu 

Verbrauchern steht zudem die Möglichkeit offen, Beschwerden auch in deutscher 
Sprache an den Insurance Ombudsman in Luxemburg unter folgender Anschrift zu 
richten:

Insurance Ombudsman ACA 
12, rue Erasme 
L - 1468 Luxembourg 
Phone: +352 44 21 44 1 
Fax:  +352 44 02 89 
E-Mail:   mediateur@aca.lu

Für die deutsche Niederlassung von Hiscox SA ist ergänzend auch die deutsche  
Bundesanstalt für Finanzdienstleistungsaufsicht (BaFin) zuständig.

Bundesanstalt für Finanzdienstleistungsaufsicht (BaFin) 
Graurheindorfer Str. 108 
53117 Bonn 
Tel.:   0228 / 4108 - 0 
Fax:   0228 / 4108 - 1550 
E-Mail:   poststelle@bafin.de
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Des Weiteren ist der Versicherer Mitglied im Verein Versicherungsombudsmann  
e. V. Damit ist sodann für den Versicherungsnehmer die Möglichkeit eröffnet, den 
unahängigen und neutralen Ombudsmann in Anspruch zu nehmen, wenn der Ver- 
sicherungsnehmer mit einer Entscheidung einmal nicht einverstanden sein sollte.  
Eine entsprechende Beschwerde müsste vom Versicherungsnehmer an die nachste-
hend aufgeführte Adresse gerichtet werden. Das Verfahren ist für den Versicherungs- 
nehmer kostenfrei. Das Recht zu bestreiten des ordentlichen Rechtswegs bleibt davon 
unberührt.

Versicherungsombudsmann e. V., 
Postfach 08 06 32, 10006 Berlin 
Tel.:   01804 / 22 44 24 
Fax:   01804 / 22 44 25 
E-Mail:   beschwerde@versicherungsombudsmann.de

Hiscox SA
Niederlassung für die Bundesrepublik Deutschland
Hauptbevollmächtigter
Robert Dietrich

T +49 (0)89 54 58 01 100
F +49 (0)89 54 58 01 199
E hiscox.info@hiscox.de
www.hiscox.de

Adresse  Arnulfstraße 31
  80636 München
  Deutschland
Amtsgericht  München HRB 238125


